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(Nr. 13085.) Verordnung über die Übertragung des Rechtes zum Ausbau des Judenbachdurchſtichs und 
des Alt⸗Cölner Mühlgrabens auf das Reich. Vom 12. April 1926. 


Den Deutſchen Reiche — Reichswaſſerſtraßenverwaltung — wird gemäß § 155 Abſ. 2 des Preußiſchen 
Waſſergeſetzes vom 7. April 1913 (Geſetzſamml. S 53) das Recht zum Ausbau des Judenbachdurchſtichs und 
des anſchließenden Alt⸗Cölner Mühlgrabens (von der Mündung des Budkowitzer Flößbachs bis zur Vereinigung 
des Alt⸗Cölner Mühlgrabens mit dem Stober) übertragen. 


Berlin, den 12. April 1926. 
Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Steiger. 


(Nr. 13086.) Bekanntmachung der Faſſung des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Finanzausgleichs⸗ 
geſetze vom 30. Oktober 1923. Vom 5. Mai 1926. 5 


Auf Grund des Artikels V des Geſetzes zur Anderung des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Finanz 
ausgleichsgeſetze vom 27. November 1925 (Geſetzſamml. S. 162) wird der Wortlaut des Preußiſchen Aus⸗ 
führungsgeſetzes zum Finanzausgleichsgeſetze, wie er fi) vom 1. April 1926 ab geſtaltet, nachſtehend in neuer 
Paragraphenfolge bekanntgemacht. 

Berlin, den 5. Mai 1926. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Zugleich für den Miniſter des Innern: 


Braun. Höpker Aſchoff. 


Preußiſches Ausführungsgeſetz zum Finanzausgleichsgeſetze. 
30. Oktober 1923. 5 
1. April 1926. 


Erſter Seil. 
Finanzausgleich zwiſchen Staat und Gemeinden (Gemeindeverbänden). 


$1. 
Von dem nach den $$ 20 bis 28 des Finanzausgleichsgeſetzes und feiner Abänderungen dem Lande 
zuſtehenden Anteil an der Reichseinkommen- und Körperſchaftsſteuer erhalten die Gemeinden und Ge— 
meindeverbände 45 vom Hundert (Gemeindeanteil an der Einkommenſteuer). 


§ 2. 

Von den nach § 38 des Finanzausgleichsgeſetzes in der Faſſung des Geſetzes über Anderungen des 
Finanzausgleichs zwiſchen Reich, Ländern und Gemeinden vom 10. Auguſt 1925 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 254) 
dem Lande für die Zeit vom 1. Oktober 1925 zugeführten Anteilen an der Umſatzſteuer erhalten die Ge— 
meinden und Landkreiſe 55 vom Hundert (Gemeindeanteil an der Umſatzſteuer). 


Vom 


| (Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags. 22. Mai 1926.) Re N I > 
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83. 
(1) Das nach den §§ 34 und 35 des Jinanzausgleichsgeſetzes dem Lande zuſtehende Aufkommen 
an Grunderwerbsſteuer erhalten die Stadt⸗ und Landkreiſe in voller Höhe. 
(2) Der Staat verzichtet zugunſten der Stadt- und Landkreiſe auf das ihm nach § 36 des Finanz⸗ 
ausgleichsgeſetzes zuſtehende Recht, Zuſchläge zur Grunderwerbsſteuer für ſeine Rechnung zu erheben. 


8 4. 

Das nach § 45 des Finanzausgleichsgeſetzes und ſeiner Abänderungen dem Lande zuſtehende Auf— 
kommen an Kraftfahrzeugſteuer wird den Provinzen mit Ausnahme der Provinz Heſſen-Naſſau, den 
Bezirksverbänden der Regierungsbezirke Caſſel und Wiesbaden, der Stadtgemeinde Berlin, dem Landes- 
kommunalverbande der Hohenzollernſchen Lande und dem Lauenburgiſchen Landeskommunalverbande 
zu Zwecken der öffentlich-rechtlichen Wegeunterhaltung überwieſen. 


9 5. i 
Die Höhe der den Provinzen (Bezirksverbänden) und Landkreiſen zur Erfüllung beſtimmter Auf⸗ 
gaben zugewieſenen Dotationen wird auf 10 vom Hundert des dem Staate nach § 1 dieſes Geſetzes für 
eigene Zwecke verbleibenden Anteiles an der Reichseinkommen⸗ und Körperſchaftsſteuer bemeſſen. 


f 8 6. 

Als Anteil an der Reichseinkommen⸗ und Körperſchaftsſteuer und an der Umſatzſteuer gelten auch 
die Beträge, die vom Reich auf Grund des Artikels 1 84 des Geſetzes über Anderungen des Finanzausgleichs 
zwiſchen Reich, Ländern und Gemeinden vom 10. Auguſt 1925 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 254) zur Deckung 
eines etwaigen Ausfalls an der Reichseinkommen⸗ und Körperſchaftsſteuer . an der Umſatz⸗ 
ſteuer zur Verfügung geſtellt werden. 

§ 7. 


(9) Der Staat darf den Gemeinden oder Gemeindeverbänden neue Aufgaben nur zuweiſen, wenn 
er gleichzeitig für die Bereitſtellung der erforderlichen Mittel Sorge trägt. 

(2) Was unter neuen Aufgaben in dieſem Sinne zu verſtehen iſt, entſcheidet ſich nach dem Stande 
vom 1. April 1923. 

(3) Die Vorſchrift des Abſ. 1 a entſprechend bei Sn Erweiterung bereits beſtehender 
Aufgaben. 

Zweiter Seil. 
Finanzausgleich zwiſchen Gemeinden und Gemeindeverbänden. 
Artikel J. 
Von den Reichsſteuerzuweiſungen und Staatsdotationen. 
1. Abſchnitt: Allgemeine Denn 
$8. 

(1) Von dem im $1 feftgefeßten Gemeindeanteil an der Einkommenſteuer in Höhe von 45 vom Hundert 
des Landesanteils erhalten die Gemeinden (Gutsbezirke) zuſammen 40 vom Hundert. Hiervon fließen 
2 vom Hundert zugunſten eines zwiſchengemeindlichen Laſtenausgleichs der Landesſchulkaſſe zu. Um 
dieſen Betrag ermäßigen ſich die von den Schulverbänden an die Landesſchulkaſſe zu entrichtenden Beiträge. 

(2) Weitere 2½ vom Hundert der im Abſ. 1 erwähnten 45 vom Hundert werden den Landkreiſen 
zur Erfüllung der ihnen obliegenden öffentlichen Aufgaben überwieſen. 

) Die letzten 2½ vom Hundert der im Abſ. 1 erwähnten 45 vom Hundert werden den Provinzen, 
init Ausnahme der Provinz Heſſen⸗Naſſau, den Bezirksverbänden der Regierungsbezirke Caſſel und Wies⸗ 
baden ſowie dem Landeskommunalverbande der Hohenzollernſchen Lande zur Erfüllung der ihnen ob- 
liegenden öffentlichen Aufgaben überwieſen. 

ET 

(1) Von dem im 82 feſtgeſetzten Gemeindeanteil an der Umſatzſteuer erhalten die Gemeinden (Guts⸗ i 
bezirke) zuſammen 90 vom Hundert der für die Gemeinden (Gemeindeverbände) nach den Borſchriften 
des Finanzausgleichsgeſetzes feſtgeſetzten Beträge. i 

(2) Der Reſt von 10 vom Hundert wird den Landkreiſen über wieſen. 


1 
8.10. 

Von den im $ 5 des Geſetzes für Dotationszwecke beſtimmten Zuweiſungen erhalten die Provinzen 
mit Ausnahme der Provinz Heſſen⸗Naſſau, die Bezirksverbände der Regierungsbezirke Caſſel und Wies⸗ 
baden, die Stadtgemeinde Berlin, der Landeskommunalverband der Hohenzollernſchen Lande und der 
Lauenburgiſche Landeskommunalberband insgeſamt /s die Landkreiſe insgeſamt Js. 


2. Abſchnitt: Von den Gemeinden. 
8 11. 

() Die nach § 8 Abſ. 1 den Gemeinden für die Rechnungsjahre 1925 und 1926 zuſtehenden Anteile 
an der Reichseinkommen- und Körperſchaftsſteuer werden jeweils nach dem Verhältniſſe der Rechnungs⸗ 
anteile verteilt, die nach den Vorſchriften der 88 21 bis 28 des Finanzausgleichsgeſetzes zuletzt feſtgeſtellt 
worden ſind. Beträgt der von einer Gemeinde zu erwartende Kopfbetrag der Überweiſungen aus der 
Reichseinkommen⸗ und Körperſchaftsſteuer bei Zugrundelegung dieſer Rechnungsanteile und eines für 
jedes der Rechnungsjahre 1925 und 1926 zur Ausſchüttung gelangenden Betrags von 0,75 Reichsmark 
für jeden Rechnungsanteil der Einkommenſteuer und 0,53 Reichsmark für jeden Rechnungsanteil der 
Körperſchaftsſteuer weniger als 100 vom Hundert des Kopfbetrags ihres Gemeindeeinkommenſteuerſolls 
für das Rechnungsjahr 1911 nach dem Stande des 1. Januar 1912, fo find ihre Rechnungsanteile fo weit 
zu erhöhen, daß bei Zugrundelegung der genannten Einheitsbeträge der Kopfbetrag der Überweiſungen 
aus der Reichseinkommen⸗ und Körperſchaftsſteuer 100 vom Hundert des Kopfbetrags des Gemeinde⸗ 
einkommenſteuerſolls für 1911 erreicht / ſoweit er für das Rechnungsjahr 1925 mehr als 200 vom Hundert, 
für das Rechnungsjahr 1926 mehr als 150 vom Hundert beträgt, find die Rechnungsanteile fo weit herab⸗ 
zuſetzen, daß die Gemeinde von dem 200 vom Hundert beziehungsweiſe 150 vom Hundert überſteigenden 
Betrage nur 10 vom Hundert erhält. Auf Antrag des Gemeindevorſtandes tritt an Stelle des Kopfbetrags 
des Gemeindeeinkommenſteuerſolls für das Rechnungsjahr 1911 der Kopfbetrag des Gemeindeeinkommen⸗ 
ſteuerſolls für das Rechnungsjahr 1913 nach dem Stande des 31. März 1914, ſoweit er um mehr als 
20 vom Hundert höher iſt, oder der Kopfbetrag des Gemeindeeinkommenſteuerſolls für das Rechnungs⸗ 
jahr 1914 nach dem Stande des 31. März 1915, ſoweit er um mehr als 40 vom Hundert höher iſt. Soweit 
das Gemeindeeinkommenſteuerſoll für die Rechnungsjahre 1911, 1913 und 1914 in den Ergebniſſen der 
amtlichen ſtatiſtiſchen Erhebungen niedergelegt iſt, ſind dieſe Ergebniſſe maßgebend. : 

(2) Für die Berechnung des Kopfbetrags nach dem Gemeindeeinkommenſteuerſoll für die Rechnungs⸗ 
jahre 1911, 1913 oder 1914 iſt die ortsanweſende Bevölkerung nach der Volkszählung des Jahres 1910, 
für die Berechnung des Kopfbetrags für das Rechnungsjahr 1925 die ortsanweſende Bevölkerung nach 
der Volkszählung des Jahres 1919 unter Berückſichtigung der bis zum 31. März 1925 erfolgten Ein⸗ und 
Ausgemeindungen, für die Berechnung des Kopfbetrags für das Rechnungsjahr 1926 die ortsanweſende 
Bevölkerung (unter Hinzurechnung der vorübergehend Abweſenden und unter Abrechnung der vorüber— 
gehend Anweſenden) nach der Volkszählung des Jahres 1925 unter Berückſichtigung der bis zum 
31. März 1926 erfolgten Ein⸗ und Ausgemeindungen nach Abzug der Militärperſonen zugrunde zu legen; 
für die Berechnung des Kopfbetrags für das Rechnungsjahr 1925 wird im übrigen auf Antrag des Ge- 
meindevorſtandes, wenn ſich ergibt, daß ſich die ortsanweſende Bevölkerung (unter Hinzurechnung der 
vorübergehend Abweſenden und unter Abrechnung der vorübergehend Anweſenden) einer Gemeinde nach 
dem Stande vom 10. Oktober 1924 gegenüber ihrer ortsanweſenden Bevölkerung nach der Volkszählung 
des Jahres 1919 um mehr als 20 vom Hundert erhöht hat, der nach der Volkszählung des Jahres 1919 
maßgebenden Bevölkerungszahl die Erhöhung hinzugerechnet, ſoweit ſie 20 vom Hundert überſteigt. 

(3) Hat ſich die ortsanweſende Bevölkerung (unter Hinzurechnung der vorübergehend Abweſenden 
und unter Abrechnung der vorübergehend Anweſenden) einer Gemeinde nach der Volkszählung von 1925 
gegenüber ihrer ortsanweſenden Bevölkerung nach der Volkszählung des Jahres 1910 (für das Rechnungs⸗ 
jahr 1925 unter Berückſichtigung der bis zum 31. März 1925, für das Rechnungsjahr 1926 unter Berück⸗ 
ſichtigung der bis zum 31. März 1926 erfolgten Ein⸗ und Ausgemeindungen) nach Abzug der Militär⸗ 
perſonen um mehr als 25 vom Hundert erhöht, kann auf Antrag des Gemeindevorſtandes der für die Er- 
rechnung des Kopfbetrags für die Rechnungsjahre 1925 und 1926 maßgebenden Bevölkerungszahl die 
Erhöhung gegenüber 1910, ſoweit fie 25 vom Hundert, aber nicht 30 vom Hundert überſteigt, bis zum 
Einfachen, ſoweit ſie 30 vom Hundert aber nicht 35 vom Hundert überſteigt, bis zum Doppelten, ſoweit 
ſie darüber hinausgeht, bis zum Dreifachen hinzugerechnet werden. 
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(4) Die Anträge müſſen innerhalb einer Friſt von 6 Wochen nach Verkündung dieſes Geſetzes“) 
bei der Aufſichtsbehörde erſter Inſtanz geſtellt ſein. Für das Rechnungsjahr 1926 müſſen die Anträge 
nach Abſ. 3 bis zum 1. Mai 1926 geftellt fein. 5 f 

(5) Für die Gemeinden (Gutsbezirke) des ehemaligen oberſchleſiſchen Abſtimmungsgebiets werden 
unter entſprechender Anwendung der vorſtehenden Beſtimmungen Rechnungsanteile in der Höhe feſt⸗ 
geſetzt, wie fie dem Betrag entſpricht, welchen die Gemeinde (Gutsbezirk) für das Rechnungsjahr 1924 
nach dem Stande des 31. März 1925 aus der Reichseinkommen- beziehungsweiſe Körperſchaftsſteuer er⸗ 
halten hat. 

912. 

(i) Ergibt fi) aus einer nachträglichen Veränderung der Rechnungsanteile einer Gemeinde (Guts⸗ 
bezirk) für das Rechnungsjahr 1924 eine Rückzahlungsverpflichtung, jo werden die noch geſchuldeten Be- 
träge zu Laſten des Gemeindeanteils an der Reichseinkommen⸗ und Körperſchaftsſteuer niedergeſchlagen, 
ſoweit ſie 20 vom Hundert der auf die Gemeinde für das Rechnungsjahr 1924 aus der Reichseinkommen⸗ 
und Körperſchaftsſteuer entfallenden Überweiſungen überſteigen. N ar 

(2) Ergibt ſich aus einer nachträglichen Veränderung der Rechnungsanteile einer Gemeinde (Guts⸗ 
bezirk) für das Rechnungsjahr 1925 oder 1926 eine Rückzahlungsverpflichtung, ſo können zurückzuzahlende 
Beträge zu Laſten des Gemeindeanteils an der Reichseinkommen⸗ und Körperſchaftsſteuer von den be⸗ 
teiligten Miniſtern ganz oder zum Teil niedergeſchlagen werden, ſoweit fie 10 vom Hundert der auf die Ge⸗ 
meinde für das Rechnungsjahr 1925 beziehungsweiſe 1926 aus der Reichseinkommen⸗ und Körperſchafts⸗ 
ſteuer entfallenden Überweiſungen überſteigen. Soweit danach Beträge hätten niedergeſchlagen werden 
können, die für das Rechnungsjahr 1925 bereits zurückgezahlt worden ſind, können ſie nachträglich nieder⸗ 
geſchlagen und der Gemeinde (Gutöbezixk) wieder zugeführt werden. f 5 


§ 13. 

() Falls bei Umgemeindungen von Teilen einer Gemeinde (Gutsbezirk) über die Verteilung der 
Einkommien⸗ und Körperſchaftsſteuerrechnungsanteile unter den beteiligten Gemeinden Vereinbarungen 
nicht zuſtande gekommen ſind, iſt die Verteilung im Auseinanderſetzungsverfahren nach Maßgabe der Ge⸗ 
meindeverfaſſungsgeſetze vorzunehmen. Die Verteilung der Umſatzſteuer ($ 14) wird in dieſen Fällen für 
die beteiligten Gemeinden (Gutsbezirke) durch die beteiligten Miniſter neu geregelt. 

(2) Für Gemeinden, welche erſt nach dem 31. Dezember 1922 gebildet worden ſind, ſind unter ent⸗ 
ſprechender Anwendung der Beſtimmungen des 9 11 Abſ. 1 und 2 auf Antrag des Gemeindevorſtandes die 
Rechnungsanteile ſo feſtzuſetzen, daß der Kopfbetrag der auf die Gemeinde entfallenden Überweiſungen 
dem niedrigſten Kopfbetrag einer Gemeinde des betreffenden Landkreiſes entſpricht. 


i g § 14. 

() An den nach 9 9 Abſ. 1 den Gemeinden zuftehenden Anteilen an der Umſatzſteuer werden die 
Gemeinden unter Zugrundelegung der bei der letzten, vor Beginn des laufenden Rechnungsjahres ſtatt⸗ 
gehabten Volkszählung ermittelten ortsanweſenden Bevölkerung (unter Hinzurechnung der vorübergehend 
Abweſenden und unter Abrechnung der vorübergehend Anweſenden) nach Abzug der Militärperſonen be⸗ 
teiligt, und zwar: 

für die erſten 2 000 Einwohner zu einem Verhältnisſatze von 1,00, 


„ 9 weiteren 3 000 » » » » 2 1 1257 

3 » 5.000 » „ „ » » 150, 

9 » 15 000 » 8 » » 1½5, 

„ „ » 295 000 » „5 „ » » 10, 

9) » 50 000 » 9 » „ 2,00, 

„ » darüber hinausgehende Einwohnerzahl zu einem Verhältnisſatze von 2/28 für den 
Einwohner. i f 


(2) Die dieſer Berechnung zugrunde zu legende einfache Einwohnerzahl iſt bei einer Gemeinde, 

in der die Zahl der ſchulpflichtigen Kinder den für die Größengruppe (Abſ. J) dieſer Gemeinde durchſchnitt⸗ 

lichen Hundertſatz der ortsanweſenden Bevölkerung (unter Hinzurechnung der vorübergehend Abweſenden 
) Das ft; des Geſetzes vom 27. November 1925 (Geſeßſammlung S. 162). 
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und unter Abrechnung der vorübergehend Anweſenderh überſchreitet, für jedes über den auf volle Zehntel⸗ 
prozent nach oben abgerundeten Durchschnitt hinausgehende Zehntelprozent um ein Hundertſtel zu er⸗ 
höhen. Die Miniſter des Innern und der Finanzen ſtellen nach dem Stande vom 1. Februar 1925 feſt, 
was als der durchſchnittliche Hundertſatz anzuſehen iſt. 5 


b § 15. „ 
(1) Die Kirchſpiellandgemeinden der Kreiſe Norderdithmarſchen, Süderdithmarſchen und Huſum 
haben die Bauernſchaften (Dorfſchaften) an den Reichsſteuerüberweiſungen nach billigem Ermeſſen zu 
beteiligen. Kommt ein Ausgleich nicht zuſtande, ſo entſcheidet der Kreisausſchuß endgültig. 


$ 16. 

Für die Zuweiſungen aus der Reichseinkommen⸗ und Körperſchaftsſteuer ſtehen die Gutsbezirke 
bis zum Zeitpunkte der Durchführung ihrer Auflöſung den Gemeinden mit der Maßgabe gleich, daß den 
Gutsbezirken von den auf ſie entfallenden Beträgen in der Regel nur die Hälfte überwieſen wird. Der Über- 
ſchuß fällt dem übergeordneten Landkreiſe zu, ebenſo die auf die Gutsbezirke entfallende Umſatzſteuer. 


3. Abſchnitt: Von den Landkreiſen. 
§ 17. 

(1) Der nach 5 8 Abſ. 2 den Landkreiſen zuſtehende Anteil an der Reichseinkommen⸗ und Körper⸗ 
ſchaftsſteuer wird unter den Landkreiſen nach der Summe der Rechnungsanteile unterverteilt, die gemäß 
911, 8 13 für die Beteiligung der den einzelnen Landkreiſen zugehörigen Gemeinden (Gutsbezirke) maß⸗ 
gebend ſind. 3 

(2) § 12 findet entſprechende Anwendung. 


§ 18. l 
Der nach 8 9 AG. 2 den Landkreiſen zustehende Anteil an der Umſatzſteuer wird nach der Summe der 
Verhältnisziffern verteilt, die gemäß § 14 für die Beteiligung der den einzelnen Landkreiſen angehörigen 
Gemeinden (Gutsbezirke) maßgebend ſind. N . 
n 819. 

(1) Der nach $ 10 den Landkreiſen zuſtehende Anteil an den Dotationen wird in dem gleichen Ver⸗ 
hältniſſe wie im Rechnungsjahre 1919 auf dieſe unterverteilt. Dabei ſind auch die im Jahre 1919 für die 
Amtsverbände überwieſenen Dotationsbeträge mitzuberückſichtigen. Im Falle von Gebiets veränderungen 
wird das Beteiligungsverhältnis unter Berückſichtigung dieſer Veränderungen durch die beteiligten Miniſter 
neu feſtgeſtellt. * 

(2) Die Landkreiſe ſind verpflichtet, ein Viertel ihres Dotationsbetrags auf die Amtsbezirke unter⸗ 
zuverteilen. Den Verteilungsmaßſtab beſtimmen die Miniſter des Innern und der Finanzen. 


$ 20. 

() Inſoweit Dritte für einen Landkreis Aufgaben auf den Gebieten der Volksfürforge und des 
Wegeweſens erfüllen, ſind ſie an den Zuweiſungen nach $$ 5, 10, 19 entſprechend zu beteiligen. a 

(2) Die Beteiligung iſt nach billigem Ermeſſen, insbeſondere unter Berückſichtigung der für den 
Landkreis eingetretenen Entlaſtung, feſtzuſetzen. 

(3) Kommt ein Ausgleich durch freie Vereinbarung nicht zuſtande, ſo entſcheidet der Regierungs- 
präſident endgültig. Die Verfolgbarkeit im bürgerlichen Rechte begründeter Anſprüche im ordentlichen 
Rechtswege bleibt hierdurch unberührt. 

§ 21. 

(1) Inſoweit die Reichsſteuerüberweiſungen ſowie die ſonſtigen Einnahmen eines Landkreiſes ſeinen 
Bedarf nicht decken, iſt die Deckung durch Erhebung einer Kreisabgabe in Hundertſätzen der an feine ſämt— 
lichen Gemeinden (Gutsbezirke) für das Rechnungsjahr fallenden Überweifungen aus der Reichseinkommen⸗ 
und Körperſchaftsſteuer und der in dieſem vom Staate veranlagten Realſteuern, wie fie in Gemeinden 
nach den Vorſchriften des Kommunalabgabenrechts der Gemeindebeſteuerung zugrunde zu legen und in 
Gutsbezirken gemäß § 13 des Kreis- und Provinzialabgabengeſetzes für die Unterverteilung zu veranlagen 
ſind, zu bewirken. 
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(2) Die Gemeinden (Gutsbezirke) ſind verpflichtet, dem übergeordneten Landkreis . Erſuchen 
die . Unterlagen mitzuteilen. 

8 22. 

(1) Die Hundertſätze der Zuſchläge zu den Überweiſungen einerſeits und zu den vom Staate ver⸗ 
anlagten Realſteuern anderſeits ſowie die Hundertſätze der Zuſchläge zu den Realſteuern untereinander 
können ungleich bemeſſen werden. 

(2) Beſchlüſſe, die für die Zuſchläge zu den Überweiſungen und zu den Realſteuern ein höheres 
Verhältnis als 1: 3, und Beſchlüſſe, die die Zuſchläge zur Grundvermögensſteuer anders als die zur 
Gewerbeſteuer feſtfezen, ſowie Beſchlüſſe, nach denen von den Überweiſungen mehr als 30 vom Hundert 
erhoben werden ſollen, bedürfen der Genehmigung. 

9 23. 5 

Die Landkreiſe dürfen die ihnen zur Weiterleitung an die Gemeinden (Gutsbezirke) überwieſenen 
Beträge aus der Reichseinkommen⸗, Körperſchafts⸗ und Umſatzſteuer nur in Höhe fälliger Kreisabgaben 
ſoweit die einzelne Gemeinde (Gutsbezirh mit der Zahlung im Rückſtand iſt, aufrechnen oder zurückbehalten; 
im übrigen iſt im Verhältniſſe zwiſchen Landkreiſen und kreisangehörigen Gemeinden (Gutsbezirken) eine 
Aufrechnung oder Zurückbehaltung ausgeſchloſſen. 


4. Abſchnitt: Von den Prdvknzen und meer 
8 24. 
() Der nach $ 8 Abſ. 3 den Provinzen (Bezirksverbänden) zuſtehende Anteil an der Reichsein⸗ 
kommen- und Körperſchaftsſteuer wird nach der Summe der Rechnungsanteile verteilt, die gemäß $ 11, 
13 für die Beteiligung der den einzelnen Provinzen (Bezirksverbänden) angehörigen Gemeinden wu 
bezirke) maßgebend find. 
a 942 Kan 33 em 
8 
5 mei Drittel der nad) 88 5, 10 für die Provinzen (Bezirksverbände) beſtimmten Dotationen werden 
auf die im § 10 bezeichneten Verbände nach der bei der letzten Volkszählung, erſtmalig bei der Feſtſtellung 
vom 8. Oktober 1919, ermittelten Bevölkerungszahl unterverteilt. Für den Stadtkreis Berlin wird dabei 
nur die Hälfte, für 05 Provinz Grenzmark Poſen-Weſtpreußen das Dreifache der une berück⸗ 
ichtigt. 
ſichtig 55 
(1) Inſoweit Dritte für eine Provinz (Bezirksverband) Aufgaben auf dem Gebiete der Volksfürſorge 
erfüllen, find fie an den Zuweiſungen nach 88 5, 10, 25 entſprechend zu beteiligen. 


(2) Die Beteiligung nach Abſ. 1 iſt nach billigem Ermeſſen, insbeſondere unter Berückſichtigung 
der f für die Provinz 1 eingetretenen Entlaſtung, feſtzuſetzen. 


(3) Kommt ein Ausgleich durch freie Vereinbarung nicht zuftande, fo entſcheidet der Oberpräſident 
(in den Hohenzollernſchen Landen der Regierungspräfident) endgültig. Die Verfolgbarkeit im bürgerlichen 
Rechte begründeter Anſprüche im ordentlichen Rechtswege bl bleibt hierdurch unberührt. 


8 27. 

(1) Das letzte Drittel der in §8 5, 10 zugewieſenen Dotationen ſowie die Überweiſungen aus der 
Kraftfahrzeugſteuer nach § 4 dieſes Geſetzes werden auf die im § 10 bezeichneten Verbände nach dem Ver⸗ 
hältniſſe von Gebietsumfang und Straßenſtrecken je zur Hälfte unterverteilt. 

(2) Als Straßenſtrecke im Sinne des Abſ. 1 kommt nur die Länge der von Ort zu Ort führenden 
Straßen in Betracht, die am 1. Januar 1923 von den im Abſ. 1 genannten Verbänden unterhalten worden 
ſind, oder die, nachdem es früher der Fall geweſen iſt, vor dem 1. Januar 1923 an Dritte zur Unterhaltung 
übertragen worden ſind, oder die vor dem 1. Januar 1923 für die . 1 1 
verband) von Dritten erbaut worden ſind und unterhalten werden. 

(3) Über die Berückſichtigung weiterer Straßenſtrecken entſcheiden die Miner d des 5 Sem uns 
der Finanzen. 


8 
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9 28. f 
(1) Die Miniſter des Innern und der Finanzen werden ermächtigt, für das Rechnungsjahr 1925 
und 1926 ein Fünftel des dem Lande überwieſenen Aufkommens an Kraftfahrzeugſteuer der Rheinprovinz, 
der Provinz Weſtfalen und dem Bezirksverbande des Regierungsbezirkes Wiesbaden für beſondere Zwecke 
des Wegebaues und der Wegeunterhaltung zu überweiſen. Soweit über das Beteiligungsverhältnis eine 
Einigung zwiſchen den beiden Provinzen und dem Bezirksverbande des Regierungsbezirkes Wiesbaden 
nicht zuſtande kommt, entſcheiden die Miniſter des Innern und der Finanzen. 5 
(2) Die Rheinprovinz und die Provinz Weſtfalen ſind berechtigt, den Siedlungsverband Ruhr⸗ 
kohlenbezirk hinſichtlich feiner Hauptdurchgangsſtraßen an ihrem Sonderanteile zu beteiligen. f 


8 29. 
() Inſoweit Dritte für eine Provinz (Bezirksverband) Aufgaben auf dem Gebiete des Wegeweſens 
erfüllen, find fie an den Zuweiſungen nach 88 5, 10, 27 entſprechend zu beteiligen. 

(2) Die Beteiligung nach Abſ. 1 iſt nach billigem Ermeſſen, insbeſondere unter Berückſichtigung 
der für die Provinz (Bezirksverband) eingetretenen Entlaſtung ſowie der Länge der von den anderweiten 
Wegeunterhaltungspflichtigen, namentlich auch dem Siedlungsverbande Ruhrkohlenbezirk, zu unterhalten⸗ 
den Straßenſtrecken, feſtzuſetzen. FVVUVäPd ER i 

(3) Kommt ein Ausgleich durch freie Vereinbarung nicht zuftande, fo entſcheidet der Oberpräſident 
(in den Hohenzollernſchen Landen der Negierungspräfident) endgültig. Die Verfolgbarkeit im bürgerlichen 
Rechte begründeter Anſprüche im ordentlichen Rechtswege bleibt hierdurch unberührt. 


$ 30. „„ 5 

(1) Inſoweit die Reichsſteuerüberweiſungen ſowie die fonftigen Einnahmen der im $8 Abſ. 3 be⸗ 
zeichneten Provinzen (Bezirksverbände) ihren Bedarf nicht decken, iſt die Deckung durch Erhebung einer 
Provinzial (Bezirks-) Abgabe in Hundertſätzen der an ihre ſämtlichen Stadt- und Landkreiſe, einſchließlich 
der dieſen letzteren angehörigen Gemeinden (Gutsbezirke), für das Rechnungsjahr fallenden Überweiſungen 
aus der Reichseinkommen⸗ und Körperſchaftsſteuer und der in dieſem von dem Staate veranlagten Real⸗ 
ſteuern, wie ſie in Gemeinden nach den Vorſchriften des Kommunalabgabenrechts der Gemeindebeſteuerung 
zugrunde zu legen und in Gutsbezirken gemäß § 13 des Kreis⸗ und Provinzialabgabengeſetzes für die 
Unterverteilung zu veranlagen ſind, zu bewirken. 5 

(2) Die Stadt- und Landkreiſe find verpflichtet, der Provinz (Bezirksverband) auf Erſuchen die 
erforderlichen Unterlagen mitzuteilen. 

5 $ 31. 

Die Hundertſätze der Zuſchläge zu den Überweiſungen einerſeits und zu den vom Staate veranlagten 

Realſteuern anderſeits können ungleich bemeſſen werden. i 5 


5 9 32 | 555 en 
Die Provinz Heſſen⸗Naſſau iſt berechtigt, ihren Fehlbedarf nach Maßgabe der 88 30, 31 unterzu- 
verteilen. DEN 
$ 33. 25 5 
Der Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk iſt berechtigt, ſeinen Fehlbedarf nach Maßgabe der 88 30, 
31 unterzuverteilen. 
5. Abſchnitt: Von den ſonſtigen Gemeindeverbänden. 
$ 34. ee 
Die Vorſchriften der $$ 21 und 22 finden auf die übrigen Gemeindeverbände (Bürgermeiſtereien, 
Amter) ſowie auf die Amtsbezirke und Zweckverbände im Sinne des Geſetzes vom 19. Juli 1911 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 116) ſinngemäß Anwendung. g 
i 8 5 
Der § 9 des Geſetzes, betreffend die Unterhaltung von Volksſchulen, vom 28. Juli 1906 (Geſetzſamml. 
S. 335) wird dahin ergänzt, daß für die Ermittlung des Verhältniſſes des Steuerſolls der beteiligten Ge— 
meinden (Gutsbezirke), das der Kreisbeſteuerung zugrunde zu legen iſt, die §§ 21 und 22 dieſes Geſetzes 
ſinngemäß Anwendung zu finden haben. f ® 


ee 


$ 36. 


() Soweit in Gemeinden (Gutsbezirken) Schulſozietäten beſtehen und für jene auf dem Gebiete 
des Schulweſens Aufgaben erfüllen, die zur allgemeinen Volksſchulunterhaltungspflicht der Gemeinden 
(Gutsbezirke) gehören, ſind dieſe an den Reichsſteuerzuweiſungen für die Gemeinden (Gutsbezirke) ent⸗ 
ſprechend zu beteiligen. i g 


(2) Die Beteiligung nach Abſ. 1 iſt nach billigem Ermeſſen, insbeſondere unter Berückſichtigung 
der für die Gemeinden (Gutsbezirke) eingetretenen Entlaſtung ſowie der Bedürfniſſe der Gemeinden (Guts⸗ 
bezirke) und der Schulſozietät, feſtzuſetzen. 

(3) Kommt ein Ausgleich durch freie Vereinbarung nicht zustande, fo entſcheidet der Landrat oder, 
ſofern eine Stadtgemeinde beteiligt ift, der Regierungspräſident endgültig. Die Verfolgbarkeit im bürger⸗ 
lichen Rechte begründeter Anſprüche im ordentlichen Rechtswege bleibt hierdurch unberührt. 


(4) Erſtreckt ſich eine Schulſozietät über mehrere Gemeinden (Gutsbezirke), jo finden die Abſ. 2 und 3 
auf die Verteilung ihres durch Reichsſteuerüberweiſungen zu deckenden Bedarfs auf die beteiligten Ge⸗ 
meinden (Gutsbezirke) ſinngemäß Anwendung. ö 


6. Abſchnitt: Von den ſonſtigen ſchlüſſelmäßigen Verteilungen. 
$ 37. f 


Beträge, die für gemeindliche Zwecke beſtimmt und für eine Verteilung an ſämtliche Gemeinden 
(Gemeindeverbände) unzureichend find, oder für deren ſchlüſſelmäßige Verteilung ein unverhältnismäßiger 
Aufwand an Zeit oder Koſten erforderlich wäre, werden durch die Miniſter des Innern und der Finanzen 
unterverteilt. f i 


Artikel II. 
Von ſonſtigen Einnahmen der Gemeinden und Gemeindeverbände. 


Die Stadt- und Landkreiſe find berechtigt, bei Veräußerung von Grundſtücken Zuwachsſteuer zu 
erheben. Sie find dazu verpflichtet, ſoweit es ſich um Grundſtücke handelt, deren Veräußerer das Eigentum 
an den Grundſtücken in der Zeit vom 1. Januar 1919 bis zum 31. Dezember 1924 erworben haben; ent⸗ 
ſprechende Steuerordnungen können in Landkreiſen für die Zeit bis zum 31. März 1926 auch durch Be⸗ 
ſchluß des Kreisausſchuſſes erlaſſen werden. 

8 8 


Von dem Gemeindeanteil an der Hauszinsſteuer erhalten die Stadt⸗ und Landkreise ein Fünftel 
nach Maßgabe des örtlichen Aufkommens; der Reſt wird nach Abzug eines Betrags in Höhe von 8 vom 
Hundert auf die Stadt- und Landkreiſe nach Maßgabe der einfachen Bevölkerungszahl ($ 11 Abſ. 2) verteilt. 
Beträgt die Zahl der in einem Stadt- oder Landkreiſe laufend unterſtützten Kleinrentner und laufend unter⸗ 
ſtützten Empfänger von Invaliden, Witwer⸗, Witwen- und Waiſenrenten und von Ruhegeld aus der 
Invaliden⸗ und Angeſtelltenverſicherung für das Rechnungsſahr 1925 nach dem Stande vom Oktober 1924 
mehr als 2 vom Hundert, für das Rechnungsjahr 1926 nach dem Stande vom 1. September 1925 mehr 
als 1,5 vom Hundert der Bevölkerung, fo iſt auf Antrag für die Berechnung des Anteils die Bevölkerungs⸗ 
zahl des Stadt- oder Landkreiſes für jedes weitere volle Zehntelprozent um ein Zehntel zu erhöhen. Der 
Antrag muß innerhalb einer Friſt von 6 Wochen nach Verkündung dieſes Geſetzes“) bei der Aufſichtsbehörde 
erſter Inſtanz geſtellt fein. Von den nicht zur Verteilung auf die Stadt- und Landkreiſe gelangenden 8 vom 
Hundert werden den beteiligten Miniſtern 3 vom Hundert zur Unterſtützung ſolcher Stadt⸗ und Land⸗ 
kreiſe überwieſen, die durch Fürſorge für die aus den abgetretenen Gebieten eingewanderten hilfsbedürftigen 
Perſonen beſonders belaſtet find, und 5 vom Hundert zur Unterſtützung ſolcher Stadt- und Landkreiſe, 
die durch Fürſorge für ſolche Perſonen beſonders belaſtet ſind, die nach Ablauf der für die Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge maßgebenden Friſten aus dieſer ausgeſchieden ſind und, ohne Arbeit gefunden zu haben, aus 
Mitteln der gemeindlichen Wohlfahrtspflege unterſtützt werden müſſen. f ä 


*) Das ift: des Geſetzes vom 27. November 1925 (Geſetzſamml. S. 162). 
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Dritter Seil. 
Übergangs- und Schlußbeſtimmungen. 
8 40. 


Die Geltungsbauen des Ausführungsgeſetzes zum Landesſteuergeſetze vom 13. Januar 1921 ( (Geſeh⸗ 
ſamml. S. 268) wird auf die Rechnungsjahre 1920, 1921 und 1922 feſtgelegt. 


8 41. 
(1) Die nach den bisherigen Grundſätzen des Statiſtiſchen Landesamts den Überweiſungen aus 
der Reichseinkommen⸗ und Körperſchaftsſteuer zugrunde gelegten gewährleiſteten Mindeſtbeträge im 
Sinne des $ 56 des Landesſteuergeſetzes vom 30. März 1920 (Reichsgeſetzbl. S. 402) in Verbindung mit 
$ des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes vom 13. Januar 1921 (Geſetzſamml. S. 268) gelten als end- 
gültig feſtgeſtellt. 
(2) Das gleiche gilt, ſoweit Beträge etwa nach anderen Grundſätzen als denen des Statiſtiſchen 
Landesamts ausgeſchüttet worden ſind. 
$ 42. 
(1) Die Höhe des nach § 1 Abſ. 3 des Ausführungsgeſetzes zum Landesſteuergeſetze vom 
13. Januar 1921 (Geſetzſamml. S. 268) gebildeten Ausgleichſtocks wird für das Rechnungsjahr 1920 end⸗ 
gültig auf 1120 Millionen Mark, für das Rechnungsjahr 1921 auf 1800 Millionen Mark feſtgeſetzt. Von der; 
feſtgeſetzten Summe fließen in den Rechnungsjahren 1920 und 1921 je 300 . Mark an die 
Landes ſchulkaſſe; der Reſt dient zum Ausgleiche ſteuerlicher Härten. 
(22) Für das Rechnungsjahr 1922 wird kein Ausgleichſtock gebildet. Die Vorſchriſ über die Zu⸗ 
weiſung von 300 Millionen Mark an die Landesſchulkaſſe bleibt hierdurch unberührt. 


8 43. 
9) Für die Rechnungsjahre 1920, 1921 und 1922 werden die Reichefteuerguvelhunaen aus der 
Zeit vom 1. April 1920 bis zum 31. März 1923 verteilt. Für die Rechnungsjahre 1923 und folgende 
werden die Zuweiſungen aus dem jeweiligen Rechnungsjahre verrechnet. 


(2) Im übrigen werden die Miniſter des Innern und der Finanzen ermächtigt, Zuweiſungen ſpäterer 
Rechnungsjahre auf vergangene zur Verrechnung zu bringen, ſofern und ſoweit ſich bei der Verteilung 
andernfalls Schwierigkeiten ergeben würden. 

8 44. 5 

(% Die Geſetze, betreffend den preußiſchen Anteil an der Grunderwerbsſteuer, vom 7. Mai 1920 
(Geſetzſamml. S. 277) und betreffend die Erhebung von Zuſchlägen zur Grunderwerbsſteuer, vom 7. Mai 
1920 (Geſetzſamml. S. 278) werden aufgehoben. 

(2) Die Zuſchläge zur Grunderwerbsſteuer einſchließlich der als Erſatz einer Wertzuwachsſteuer zu⸗ 
gelaſſenen erhöhten Zuſchläge (§ 36 des Finanzausgleichsgeſetzes) werden in Stadtkreiſen durch Gemeinde⸗ 
beſchluß, in Landkreiſen durch Kreistagsbeſchluß, erſtmalig für die Zeit bis zum 31. März 1924 auch durch 
Beſchluß des 1 feſtgeſetzt. Den Beſchlüſſen kann rückwirkende Kraft bis zum 1. November 
1923 beigelegt werden; ſie bedürfen keiner Genehmigung. Vom 1. November 1923 ab dürfen die kreis⸗ 
angehörigen Gemeinden Wertzuwachsſteuern nicht mehr erheben. 

(3) Das Geſetz vom 19. April 1922 (Gefekfamml. S. 89) findet Anwendung auch für die nach den 
Vorſchriften dieſes Geſetzes zu erhebenden Zuſchläge. 

(4) Soweit auf Grund des Geſetzes vom 7. Mai 1920 (Geſetzſamml. S. 278) bereits Zuſchläge 
für den Staat, einen Stadt- oder Landkreis oder eine kreisangehörige Gemeinde veranlagt find, behält es 
dabei ſein Bewenden. Eine Rückzahlung findet nicht ſtatt. 

(5) Soweit gegen die Veranlagung von Zuſchlägen auf Grund des Geſetzes vom 7. Mai 1920 
(Geſetzſamml. S. 278) und des Geſetzes vom 19. April 1922 (Geſetzſamml. S. 89) Rechtsmittel bis zum 
11. November 1923, dem Tage des Inkrafttretens der Landesaufwertungsverordnung, eingelegt find, 
findet die Entlaſtungsverordnung des Reichsfinanzminiſters vom 24. Oktober 1923 (Reichsgeſetzbl. I S. 994) 
entſprechend Anwendung. i 
Geſetzſammlung 1926. (1308513086) 40 
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9 45. 

(1) Die in dem Geſetze, betreffend die Dotationen der Provinzial⸗ und Kreisverbände, vom 
30. April 1873 (Geſetzſamml. S. 187), dem Geſetze, betreffend die Ausführung der $$ 5 und 6 des Geſetzes 
vom 30. April 1873 wegen der Dotationen der Provinzial und Kreisverbände, vom 8. Juli 1875 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 497), dem Geſetze, betreffend die Uberweiſung weiterer Dotationsrenten an die Provinzial⸗ 
verbände, vom 2. Juni 1902 (Geſetzſamml. S. 167), den zu dieſem Geſetz ergangenen Verordnungen 
vom 12. September 1877 (Gefeßfamml. S. 227) und vom 22. Juni 1902 (Geſetzſamml. S. 258) ſowie 
in dem Geſetze, betreffend die Dotationen der Amtsverbände in den Hohenzollernſchen Landen, vom 19. Mai 
1885 (Geſetzſamml. S. 169), ferner in dem Geſetze vom 5. Januar 1878, betreffend die Teilnahme an den 
Koſten des Baues und der Unterhaltung der Landſtraßen in den Hohenzollernſchen Landen (Geſetzſamml. 
S. 5) enthaltenen Vorſchriften über die Höhe und den Verwendungszweck von Dotationsbeträgen ſowie 
die Verteilung dieſer Beträge treten außer Kraft. 

(2) Im übrigen bleiben die angeführten Vorſchriften insbeſondere inſoweit unberührt, als ſie die 
Provinzen (Bezirksverbände) und Landkreiſe zur Erfüllung beſtimmter öffentlicher Aufgaben verpflichten. 


$ 46. 
(1) Die §§ 21 und 22 dieſes Geſetzes treten vom 1. April 1924 ab an die Stelle des 8 7, 


die $$ 30 und 31 an die Stelle des § 25 des Kreis- und Provinzialabgabengeſetzes vom 23. April 1906 
(Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung der Novelle vom 26. Auguſt 1921 (Geſetzſamml. S. 495). 


(2) Soweit andere geſetzliche Vorſchriften auf die genannten Vorſchriften Bezug nehmen, gilt auch 
für dieſe die Vorſchrift des Abi. 1. 

- (8) Die $$ 9, 19 Ziffern 3 und 5 und 26 des Kreis- und Provinzialabgabengeſetzes vom 23. April 
1906 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung der Novelle vom 26. Auguſt 1921 (Geſetzſamml. S. 495) 
werden außer Kraft geſetzt. - 

9 47. 


(1) Für die Rechnungsjahre 1921 und 1922 bleiben die SS 7 und 25 des Kreis- und! Provinzial⸗ 
abgabengeſetzes vom 23. April 1906 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung der Novelle vom 26. Auguſt 1921 
(Geſetzſamml. S. 495) mit folgenden Maßgaben in Geltung: f a 

(2) Die auf Grund des Geſetzes vom 3. Juni 1922 (Geſetzſamml. S. 126) für die Rechnungsjahre 
1921 und 1922 vorgenommenen Verteilungen des Fehlbedarfs von Kreiſen und Provinzen (Bezirks⸗ 
verbänden) gelten als endgültige, ſofern nicht ausdrücklich die zuſtändigen Kreis⸗ und Provinzial⸗(Bezirks⸗ 
Vertretungen eine Neuverteilung bis zum 1. März 1924 beſchließen. 

) Werden die vorläufigen Verteilungen des Fehlbedarfs gemäß Abs. 2 durch endgültige erſetzt, 
jo find die Landkreiſe ermächtigt, die Vorſchriften des § 7 des Kreis- und Provinzialabgabengeſetzes vom 
23. April 1906 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung der Novelle vom 26. Auguſt 1921 (Gefekfamml. S. 495) 
oder des $ 7 Abſ. 7 in der Faſſung des Artikels 1 des Geſetzes vom 3. Juni 1922 (Geſetzſamml. S. 126) 
als Grundlage der endgültigen Verteilung zu verwerten. ö 

(e) Für die Provinzen (Bezirksverbände) findet Abſ. 3 mit der Maßgabe ſinngemäß Anwendung, 
daß an Stelle des $ 7 des Kreis- und Provinzialabgabengeſetzes der § 25 a. a. O. und an Stelle des 8 7 
in der Faſſung des Artikels 1 des Geſetzes vom 3. Juni 1922 (Gefekfamml. S. 126) § 25 Abſ. 7 in der 
Faſſung des Artikels 2 a. a. O. treten. f 

$ 48. 

() Für das Rechnungsjahr 1923 findet § 47 Abſ. 1 mit folgenden Maßgaben, denen hierdurch 
rückwirkende Kraft beigelegt wird, ſinngemäß Anwendung: 

2) Die auf Grund des Geſetzes vom 5. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 301) vorgenommenen Ver⸗ 
teilungen des Fehlbedarfs von Kreiſen und Provinzen (Bezirksverbänden) gelten als endgültige, ſofern 
nicht ausdrücklich die zuſtändigen Kreis- und Provinzial⸗ (Bezirks) Vertretungen eine Neuverteilung bis 
zum 1. März 1924 beſchließen. 

(3) Werden die vorläufigen Verteilungen des Fehlbedarfs nach Abſ. 2 durch endgültige erſetzt, fo 
ſind die Landkreiſe ermächtigt, die Vorſchriften der 88 21 und 22 dieſes Geſetzes oder die des § 7 Abſ. 7 des 
Kreis⸗ und Provinzialabgabengeſetzes in der Faſſung des Artikels 1 des Geſetzes vom 5. Juli 1923 (Ge 


mn 


ſetzſamml. S. 301) als Grundlage der endgültigen Verteilung zu veriverten. Zugleich find fie unter Ab- 
änderung des $ 7 Abſ. 7 des Kreis- und Provinzialabgabengeſetzes in der Faſſung des Artikels 1 des Ge⸗ 
ſetzes vom 5. Juli 1923 (Gefeßfamml. S. 301) befugt, ſoweit die ſtaatliche Veranlagung nach dem Grund- 
vermögensſteuergeſetze vom 14. Februar 1923 (Gefehfamml. S. 20) bereits die Feſtſtellung eines Ver⸗ 
anlagungsſolls nach dem Stande vom 1. Januar 1924 ermöglicht, dieſe bei ihrer Unterverteilung anzu⸗ 
wenden. Die gleiche Ermächtigung gilt auch für die ftaatlich veranlagte Gewerbeſteuer, ſofern und ſoweit 
das neue Gewerbeſteuergeſetz die Feſtſtellung eines Veranlagungsſolls nach dem Stande vom 1. Januar 
1924 ermöglicht. f 

(4) Für die Provinzen (Bezirksverbände) findet Abſ. 3 mit der Maßgabe Anwendung, daß an Stelle 
der $$ 21 und 22 die $$ 30 und 31 dieſes Geſetzes und an Stelle des § 7 Abſ. 7 des Kreis- und Provinzial⸗ 
abgabengeſetzes in der Faſſung des Artikels 1 des Geſetzes vom 5. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 301) $25 des 
Kreis⸗ und Provinzialabgabengeſetzes in der Faſſung des Artikels 2 Abſ. 7 a. a. O. treten. 5 


i 8 49. 
Die für das Rechnungsjahr 1924 bei der Einziehung der Kreis- und Provinzial⸗(Bezirks⸗) Umlagen 
den Zuſchlägen zugrunde gelegten Verteilungsmaßſtäbe gelten als endgültig, ſofern nicht bis zum 30. Juni 
1925 die Kreis- oder Provinzial: (Landes Ausſchüſſe ausdrücklich etwas anderes beſchließen. 


$ 50. 
Für die in den $$ 34 und 35 behandelten ſonſtigen Gemeindeverbände finden die 88 46 bis 48 ſinn⸗ 
gemäß Anwendung. a i 
8 
Für die in den §§ 34 und 35 behandelten ſonſtigen Gemeindeverbände findet § 49 ſinngemäß An- 
wendung. e 5 N 
$ 52. 
Inſoweit die Vorſchriften früher ergangener Geſetze mit den $8 46 bis 48, 50 in Widerſpruch ſtehen, 
gelten ſie als aufgehoben. 
: $ 53. 
Wird im Verwaltungsſtreitverfahren ein rechtzeitig gefaßter Verteilungsbeſchluß über die Deckung 
des Fehlbedarfs im Sinne der $$ 7 und 25 des Kreis- und Provinzialabgabengeſetzes für rechtsungültig 
erklärt, fo kann auch nach Ablauf des betreffenden Rechnungsjahrs, für das der Beſchluß gefaßt worden 
war, im Sinne des für rechtsungültig erklärten Umlagebeſchluſſes ein neuer Beſchluß gefaßt werden. Durch 
dieſen Beſchluß darf jedoch kein höherer Bedarf umgelegt und, ſofern nicht gerade dieſer für rechtsungültig 
erklärt worden iſt, auch kein anderer Verteilungsmaßſtab benutzt werden, als es in dem für rechtsungültig 
erklärten Umlagebeſchluſſe geſchehen war. N Bass eg 
8 54. 
(1) Die Provinzial⸗(Landes) Ausſchüſſe ſollen die Verwaltungen der nach § 25 des Kreis- und 
Provinzialabgabengeſetzes umlagepflichtigen Stadt- und Landkreiſe ſpäteſtens bis zum 1. Februar eines 
jeden Rechnungsjahrs von der Abſicht, für dieſes Rechnungsjahr Nachtragsumlagen zu erheben, ſowie 
von der beabſichtigten Höhe dieſer Nachtragsumlagen in Kenntnis ſetzen. 5 
(2) Für die Kreisausſchüſſe in ihrem Verhältniſſe zu den kreisangehörigen Gemeinden (Gutsbe⸗ 
zirken) findet Abſ. 1 mit der Maßgabe ſinngemäß Anwendung, daß die Benachrichtigung ſpäteſtens bis 
zum 20. Februar eines jeden Rechnungsjahrs erfolgen ſoll. 


5 $ 55. 

Soweit Reichsſteuerzuweiſungen im Rahmen dieſes Geſetzes nach ſchlüſſelmäßigen Verteilungsmaß⸗ 

ſtäben zu erfolgen haben, find die erforderlichen Feſtſtellungen und Berechnungen von dem Statiſtiſchen 
Landesamte gemäß den ihm mitzuteilenden Unterlagen vorzunehmen. 


$ 56. 
Der Gemeinde Helgoland wird ihr Anteil an Reichsſteuerzuweiſungen unverkürzt nach Abzug des 


Reichsanteils unmittelbar überwieſen. 
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i $ 57. ang! = 
Soweit Reichsſteuerzuweiſungen und Dotationen für das Rechnungsjahr 1923 bis zum 1. Dezember 
nach anderen Maßſtäben als denen dieſes Geſetzes an Gemeinden und Gemeindeverbände ausgeſchüttet 
ſind, behält es dabei ſein Bewenden. Die zuſtändigen Miniſter werden ermächtigt, Ausſchüttungen zu 
unterlaſſen, ſoweit die Höhe der Beträge außer Verhältnis zu der aufzuwendenden Zeit und Arbeitskraft 
ens ' 
$ 58. 


Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1923 ab in Kraft?). 


N a 959. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1927 außer Kraft. 


$ 60. 
Die Ausführung des Geſetzes in feinem erſten Teile liegt den Miniftern der Finanzen und des Innern, 
in ſeinem zweiten Teile den Miniſtern des Innern und der Finanzen ob. 


f ) Soweit nicht in den Abänderungsgeſetzen (Verordnungen) für einzelne der vorſtehenden Beſtimmungen ein anderer Zeit 
punkt des Inkrafttretens beſtimmt iſt. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Gefeßfamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 9. Januar 1925 über die Verlegung des 
Geeſchäftsjahrs der Ruppiner Eiſenbahn⸗Aktiengeſellſchaft auf das Kalenderjahr durch das Amtsblatt 
der Regierung in Potsdam Nr. 13 S. 71, ausgegeben am 27. März 1926; a 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 1. Oktober 1925 über die Genehmigung zur 
Verlegung des Geſchäftsjahrs der Rinteln⸗Stadthagener Eiſenbahngeſellſchaft durch das Amtsblatt 
der Regierung in Caſſel Nr. 15 S. 91, ausgegeben am 10. April 1926 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 10. Oktober 1925 über die Genehmigung zur 
Ausdehnung des Unternehmens der Ruppiner Eiſenbahn⸗Aktiengeſellſchaft auf den Bau und Betrieb 
einer Eiſenbahn von Rheinsberg (Mark) nach Zechlin (Flecken) und zur Herabſetzung des Aktienkapitals 
durch das Amtsblatt der Regierung in Potsdam Nr. 13 S. 71, ausgegeben am 27. März 1926; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 23. März 1926 über die Verleihung des Ent— 
eignungsrechts an den Kreis Labiau für die Verlegung der Landſtraße Mehlauken-Bittkallen und 
deren Ausbau als Kreiskunſtſtraße durch das Amtsblatt der Regierung in Königsberg Nr. 15 
S. 70, ausgegeben am 10. April 1926; . 


5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 25. März 1926 über die Verleihung des Ent⸗ 
eignungsrechts an das Elektrizitätswerk Überlandzentrale Kreis Liebenwerda und Umgegend, e. G. 
m. b. H. in Falkenberg, für den Bau einer aus der Hochſpannungsleitung Herzberg-Stolzenhain in 
der Gegend von Friedrichsluga abzweigenden Hochſpannungsſtichleitung nach Kleinröſſen durch das 
Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 16 S. 77, ausgegeben am 17. April 1926. 
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